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Bearbeiter: Bischof Herbert
Aktenzahl:004-1

Sitzungsnummer: GR/005/2025
Geboltskirchen, 23.03.2026

Verhandlungsschrift

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen.

Anwesend sind:

Gemeinde Gebo l t sk i r chen
4682 Geboltskirchen, Feld 10 Pol. Bezirk Grieskirchen
Tel . : 07732/3513 Fax: DW 14 DVR-Nr. : 77551
E-Mail: office@geboltskirchen.at GKZ.: 40807
UID-Nr. : ATU 54255005 Behördenkennzahl : 0301296

Sitzungstermin: Donnerstag, den 11.12.2025

Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr

Sitzungsende: 20:45 Uhr

Ort: Sitzungssaal

Bürgermeister
Kirchsteiger Friedrich SPÖ

Vizebürgermeister
Waldenberger Rudolf ÖVP

Mitglieder
Haginger Rudolf ÖVP
Bauer Christian ÖVP
Gadringer Robert ÖVP
Pichler Wolfgang ÖVP

Ersatzmitglieder
Steininger Josef ÖVP
Zöbl Monika ÖVP
Kirchsteiger Peter, Mag. ÖVP

Mitglieder
Groiß Silvester SPÖ

Ersatzmitglieder
Deixler Thomas SPÖ

mailto:office@geboltskirchen.at
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Entschuldigt fehlen:

Burgstaller-Schoberleitner Isabel SPÖ
Eder Markus SPÖ

Mitglieder
Frauscher Harald FPÖ
Frauscher Armin FPÖ

Ersatzmitglieder
Kroiß Monika FPÖ

Mitglieder
Klinglhuber Jürgen GRÜNE
Angleitner Wolfgang, DI (FH)GRÜNE
Lässer Alejandro GRÜNE

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 Oö. GemO 1990)
Stahrl-Thalhamer Rudolf
Gemeindebediensteter

Schriftführer (§ 54 Abs. 2 Oö. GemO 1990)
AL Bischof Herbert

Mitglieder
Rabengruber Ludwig ÖVP
Höftberger Julia ÖVP
Seiringer Peter ÖVP

Ersatzmitglieder
Kreuzroither Friedrich ÖVP

Mitglieder
Gebetsroither Gerhard SPÖ
Pillweiß Martin SPÖ
Rebhan Walter SPÖ

Ersatzmitglieder
Gruber Christoph SPÖ r

Mitglieder
Emmer Robert FPÖ
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung und stellt fest,
dass

a) die Sitzung vom – Bürgermeister – einberufen wurde;

b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 OÖ. GemO 1990)
enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder
zeitgerecht schriftlich am 04.12.2025 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt
ist;

die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage
öffentlich kundgemacht wurde;

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

d) dass die Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung vom 23.10.2025 bis zur
heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht
aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese
Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderats- und Ersatzmitgliedern, welche an der
betreffenden Sitzung teilgenommen haben bis zum Sitzungsschluss Einwendungen
eingebracht werden können.

Tagesordnung:

1 Überprüfung Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2025 durch die
Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen
- Kenntnisnahme

2 Prüfungsbericht des Gemeinde-Prüfungsausschuss vom 04.12.2025
3 Abfallgebührenordnung

- Beschlussfassung der Änderungen
4 Kanalgebührenordnung

- Beschlussfassung der Änderungen
5 Indirekteinleiterverordnung

- Beschlussfassung der Änderungen
6 Übertragungsverordnung mit der die Zuständigkeit des Gemeinderates

betreffend Informationsfreiheitsgesetz auf den Bürgermeister übertragen wird
- Beschlussfassung

7 Aufnahme eines Zwischenfinanzierungsdarlehens für das Projekt "Erweiterung
Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtung der Gemeinde Geboltskirchen"

8 Antrag der FPÖ-Fraktion auf Aufnahme des Tagesordnungspunktes
"Gegen das Mercosur-Abkommen und seine Ratifizierung auf EU-Ebene"

9 Allfälliges - Anfragen - Anregungen
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Protokoll:

Sachverhalt:

Die Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen hat am 02. Dezember 2025 unter dem Geschäftszeichen
BHGRGem-2024-401610/26-Üb den Prüfbericht über den Nachtragsvoranschlag 2025 übermittelt.
Dieser gegenständliche Prüfbericht ist gemäß § 99 Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung 1990 (GemO
1990) dem Gemeinderat in der nächsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen.

Der Prüfbericht über den Nachtragsvoranschlag 2025 liegt am Gemeindeamt zur Einsichtnahme auf
bzw. wird den Gemeinderatsfraktionen zu den Fraktionsbesprechungen zur Verfügung gestellt.

Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger informiert den Gemeinderat hinsichtlich dem Überprüfungsbericht zum
Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2025 von der Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen und
ergänzt, dass dieser Prüfungsbericht auch den Fraktionen zu ihren Besprechungen bereits zur
Verfügung stand bzw. bei der Fraktionsbesprechung mit dem Bürgermeister durchgesehen wurde.
Zum Überprüfungsergebnis kann angemerkt werden, dass keine wirklich relevanten
Prüfungsfeststellungen für die Gemeinde vermerkt sind.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Kenntnisnahme über die Überprüfung vom
Nachtragsvoranschlag 2025 von der Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

Prüfungsausschussobmann-Stv. Alejandro Lässer wird über die Prüfungsausschuss-Sitzung vom
04. Dezember 2025 berichten, der folgende Tagesordnung zu Grunde lag:

1. Prüfung der Gebarung
2. Prüfung der Belege vom 20.09.2025 bis 30.11.2025
3. Prüfbericht an den Gemeinderat
4. Allfälliges – Anfragen – Anregungen

1. Überprüfung Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2025 durch die
Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen
- Kenntnisnahme

2. Prüfungsbericht des Gemeinde-Prüfungsausschuss vom 04.12.2025
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Beratungsverlauf:

Prüfungsausschussobmann-Stv. Alejandro Lässer bringt dem Gemeinderat den Prüfbericht des
Prüfungsausschusses vom 04.12.2025 zu Kenntnis.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorgelegten Prüfbericht die Zustimmung zu erteilen.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

Grundsätzliches zur „Gemeindefinanzierung NEU – Härteausgleichskriterien“:

Bei der Voranschlagserstellung ist gemäß § 75 Abs. 4a Oö. GemO 1990 im Finanzierungshaushalt
das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit ausgeglichen zu erstellen. Ergibt sich in der laufenden
Geschäftstätigkeit ein Fehlbetrag, gilt der Haushaltsausgleich auch dann als erreicht, wenn im
Ergebnishaushalt die Entnahme von Haushaltsrücklagen im erforderlichen Ausmaß veranschlagt
wird.

Kann der Haushaltsausgleich im Entwurf des Gemeindevoranschlages auf diese Weise nicht
erreicht werden – das ist in unserer Gemeinde für das Finanzjahr 2026 der Fall – hat der
Bürgermeister diesen in Anwendung des § 76 Abs. 2 Oö. GemO 1990 der Landesregierung
vorzulegen.

Die Gemeinde Geboltskirchen hat gemäß den Bestimmungen des § 76 Abs. 2 Oö. GemO 1990
vorzugehen, da der Haushaltsausgleich nicht aus eigener Kraft zu erreichen ist. Im Rahmen des
Härteausgleichsfonds sind Maßnahmen definiert, nach deren Berücksichtigung durch die Gemeinde
und entsprechender Prüfung durch die Aufsichtsbehörde Gemeinde-Bedarfszuweisungen (Mittel
aus dem Härteausgleichsfonds) in der erforderlichen Höhe in Aussicht gestellt werden.

Die Gemeinde hat in der Folge die rechtlichen Vorschriften zur Haushaltsführung
„Härteausgleichsfonds-Kriterien“, insbesondere die Vorgaben der VRV 2015, der Oö. GemO 1990
sowie der Oö. GHO (Gemeindehaushaltsordnung) einzuhalten.

Informationen zur Voranschlagserstellung bei Beanspruchung von Mitteln aus dem
Verteilvorgang 1 (Haushaltsausgleich):

Zusätzlich sind zur Gewährleistung einer wirtschaftlichen, sparsamen und zweckmäßigen
Haushaltsführung für die nachstehenden Bereiche gemäß der „Checkliste zur Einhaltung der
Härteausgleichskriterien (HAF) gemäß den Richtlinien Gemeindefinanzierung NEU“ die
vorgegebenen Kriterien exakt einzuhalten.

3. Abfallgebührenordnung
- Beschlussfassung der Änderungen

Bereich 1: Dienst- und Gehaltsrecht Bereich 2: Gast(schul)beiträge und
Kindergartentransport

Bereich 3: Feuerwehren Bereich 4: Badeanlagen
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Prüfablauf bei der Voranschlagserstellung:
 Seitens der Gemeinde muss im Rahmen der Veranschlagung und Erstellung der Unterlagen

laufend überprüft werden, ob dabei die HAF-Kriterien erfüllt werden
 Vorprüfung Erstentwurf samt Unterlagen durch die Bezirkshauptmannschaft nach

vollständiger Vorlage seitens der Gemeinde
 Mitteilung der zu überarbeitenden bzw. zu ergänzenden Punkte an die Gemeinde
 Vorlage des überarbeiteten 2. Entwurfes samt Unterlagen (bzw. allfällig erforderlicher

weiterer Entwürfe) seitens der Gemeinde
 Fertigstellung der Prüfung durch die Bezirkshauptmannschaft und Übermittlung des

Prüfberichtes an die Direktion Inneres und Kommunales (IKD)
 Prüfdauer ist abhängig vom Zeitpunkt der Vorlage, Anzahl der Härteausgleichsgemeinden

sowie der Qualität und Vollständigkeit der Unterlagen

Da aufgrund dieses oben dargestellten aufwendigen Procederes eine Beschlussfassung des
Voranschlages vor dem Beginn des Haushaltsjahres 2026 nicht möglich ist, sind in der
Dezembersitzung des Gemeinderates folgende Maßnahmen notwendig:

 Beschlussfassung der Gebühren, Abgaben und Hebesätze im Dezember und
Kundmachung nach § 94 Oö. Gemeindeordnung 1990 sowie dem Oö. Gemeinde-
Kundmachungsreformgesetz (Vorlage an IKD zur Verordnungsprüfung)

Ein Voranschlagsprovisorium tritt dann gemäß § 78 Oö. Gemeindeordnung 1990 bis zur
Beschlussfassung des Voranschlages in Kraft:

§ 78
Voranschlagsprovisorium

Ist bei Beginn des Haushaltsjahres der Gemeindevoranschlag vom Gemeinderat noch nicht
beschlossen oder wurde der Gemeindevoranschlag gemäß § 101 Abs. 2 aufgehoben, so ist die
Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister bis zur Beschlussfassung über den Gemeindevoranschlag
ermächtigt,

1. alle Mittelverwendungen zu leisten, die bei sparsamster Verwaltung erforderlich sind, um die
bestehenden Gemeindeeinrichtungen im geordneten Gang zu erhalten und die gesetzlichen
Aufgaben und rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen;

2. die feststehenden Mittelaufbringungen und die Mittelaufbringungen aus Abgaben, deren
Erhebung einer jährlichen Beschlussfassung bedarf, im Ausmaß des Vorjahres zu tätigen;

3. zur Leistung der Mittelverwendungen nach Z 1 innerhalb der Grenzen des § 83 einen
Kassenkredit im unbedingt erforderlichen Ausmaß aufzunehmen.

Bereich 5: Bücherei Bereich 6:Winterdienst
Bereich 7: Sonstiges Bereich 8: Wasserversorgung und

Abwasserbeseitigung
Bereich 9: Ausschließliche
Gemeindeabgaben

Bereich 10: Haushaltsrücklagen

Bereich 11: Freiwillige Ausgaben und
Subventionen, Feiern und Feste, Ehrungen
und Auszeichnungen

Bereich 12: Sonstige Investitionen,
Instandhaltungen, Sachausgaben Kontenklasse
4, Post- und Telekommunikationsdienste

Bereich 13: Sonstige Ausgaben Post 728,
Post 729

Bereich 14: Überlassung von Räumlichkeiten
und Anlagen an Vereine, Firmen oder Private

Bereich 15: Energieaufwand Bereich 16: Kassenkredit und
Geldverkehrsspesen

Bereich 17: Beteiligungen („Gemeinde-KG“,
GesmbH, TechnoZ, Inkoba)

Bereich 18: Anschlussgebühren

Bereich 19: Raumordnung
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Auf Basis der oben dargestellten Parameter bzw. Vorgaben werden im gegenständlichen
Tagesordnungspunkt und dem nachfolgenden Tagesordnungspunkt 4 die geforderten bzw.
erforderlichen Anpassungen dargestellt.

VORGABEN IM BEREICH 7: SONSTIGES:

Der Betrieb Abfallbeseitigung ist auszahlungsdeckend zu veranschlagen.

Für das Finanzjahr 2026 ist eine Erhöhung der Abfallgebühren von 6 % notwendig, um das
erforderliche ausgeglichene Ergebnis bei der Abfallbeseitigung erreichen zu können. Die
Notwendigkeit für die Erhöhung begründet sich im Wesentlichen aus den Anpassungen der
Transport- und Entsorgungskosten, des Abfallwirtschaftsbeitrages sowie einer rückläufigen
Nachfrage nach Recyclingmaterial (Mitteilung BAV Grieskirchen – BAV-Inform Nr. 3/2025 vom
26.11.2025).

Der Änderungsentwurf stellt sich daher wie folgt dar:



Gemeinderat 11.12.2025
Seite 8 von 24



Gemeinderat 11.12.2025
Seite 9 von 24



Gemeinderat 11.12.2025
Seite 10 von 24

Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Sachverhalt bzw. die notwendigen
Gebührenanpassungen bei der Abfallentsorgung zur Kenntnis.

AL Herbert Bischof informiert über die Neuerungen gemäß dem Oö. Gemeinde-
Kundmachungsinformationsgesetz, indem geregelt ist, dass ab 1. Juli 2025 alle
oberösterreichischen Gemeinden ihre Verordnungen nicht mehr auf der Amtstafel veröffentlichen,
sondern durch Freigabe eines elektronisch signierten Verordnungsblattes in der
RIS(Rechtsinformationssystem)-Anwendung „Gemeinderecht authentisch“ kundzumachen ist. Bei
den Verordnungen gibt es drei definierte Kategorien, die eingeteilt werden in Verordnungen, die im
RIS kundzumachen sind, Verordnungen die nicht im RIS kundzumachen sind (Kundmachung richtet
sich nach der jeweiligen Materienvorschrift) und sonstige Erledigungen eine Gemeindeorgans
„Nicht-Verordnungen“ (keine Kundmachung im RIS, allenfalls erforderliche Kundmachung richtet
sich nach der jeweiligen Materienvorschrift). Für Flächenwidmungs- und Bebauungspläne und deren
Änderungen wurde eine Übergangsfrist festgelegt, sodass diese ab dem 1. Jänner 2026 auch im RIS
kundgemacht werden müssen. Weiters ist anzumerken, dass die Veröffentlichung im RIS die Vorlage
zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung nicht ersetzt.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt der vorliegenden Verordnung Nr. 3 des Gemeinderates der
Gemeinde Geboltskirchen betreffend der Abfallgebühren die Zustimmung zu erteilen.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

VORGABEN IM BEREICH 8: WASSERVERSORGUNG UND ABWASSERBESEITIGUNG:

Die Gemeinden haben Benützungsgebühren bis zur jeweiligen zumutbaren Gebührenhöhe
festzusetzen, sofern sie nicht mit einer geringeren Gebührenhöhe eine Kosten- bzw.
Auszahlungsdeckung im jeweiligen Betrieb erreichen.
Der Nachweis der Kosten- bzw. Auszahlungsdeckung ist jährlich durch die
Gebührenkalkulation zu erbringen.

Auszug aus dem Voranschlagserlass für das Finanzjahr 2026 / Amt der Oö. Landesregierung
Geschäftszeichen: IKD-2025-127687/27-Bm:

2.8.1. Anschlussgebühren

Die Mindestanschlussgebühren (excl. USt.) betragen ab 1. Jänner 2026 bei
Wasserversorgungsanlagen 2.668 Euro und bei Abwasserbeseitigungsanlagen 4.450 Euro.

Gemeinden, die Mittel aus dem Härteausgleichsfonds (entsprechend den Richtlinien der
Gemeindefinanzierung NEU) beanspruchen, haben einen Aufschlag auf die

4. Kanalgebührenordnung
- Beschlussfassung der Änderungen
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Mindestanschlussgebühren von 10 % in der Gebührenordnung festzusetzen (Wasserversorgung:
2.935 Euro und für Abwasserbeseitigungsanlagen 4.895 Euro excl. USt.), wenn im jeweiligen Betrieb
der Wasserversorgung bzw. Abwasserbeseitigung keine Auszahlungsdeckung erreicht wird.

Die Mindestanschlussgebühren dürfen nicht unterschritten werden.

2.8.2. Kostendeckende Benützungsgebührenregelung für Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung

Ab dem Haushaltsjahr 2025 sind von den Oö. Gemeinden Benützungsgebühren festzusetzen,
welche sich an einer Kostendeckung im jeweiligen Betrieb (Wasserversorgung,
Abwasserbeseitigung) orientieren und dennoch zumutbar sind.
Zu der kostendeckenden Benützungsgebührenregelung für die Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung wird auf das Rundschreiben IKD-2021-108827/129-Li vom 11.07.2024 bzw.
IKD-2021-108827/157-Bm vom 21.10.2025 verwiesen.

Ab dem Jahr 2026 erfolgt eine Indexierung der zumutbaren Benützungsgebühren entsprechend der
Veränderung des VPI 1986 (Vergleichszeitraum Juli des Vorjahres bis Juli des laufenden Jahres),
zumindest jedoch um 2 % pro Jahr. Für 2026 beträgt der errechnete Indexwert + 3,6%.

Die zumutbare Höhe der Benützungsgebühren wird daher ab 1. Jänner 2026 folgendermaßen
festgelegt:

 Wasserversorgung: 2,35 Euro pro m³ (excl. USt)
 Abwasserbeseitigung: 5,29 Euro pro m³ (excl. USt.)

Die zumutbare Gebührenhöhe ist von den oö. Gemeinden einzuheben, sofern sie nicht mit einer
geringeren Gebührenhöhe eine Kostendeckung im jeweiligen Betrieb erreichen. Der Nachweis der
Kostendeckung ist jährlich durch die verpflichtende Gebührenkalkulation zu erbringen (parallel mit
dem Voranschlag).

Aufgrund des Ergebnisses der Gebührenkalkulation sind die Benützungsgebühren ab 01.01.2026
auf die zumutbare Höhe von € 5,29 pro m³ anzuheben. Dies entspricht einer Anhebung der
Kanalbenützungsgebühren von 3,50 %.

Der Verordnungsentwurf stellt sich daher aufgrund der oben dargestellten Vorgaben wie folgt dar:
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Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gremium den Amtsvortrag bzw. den Sachverhalt zur
Änderung der Kanalgebührenordnung zur Kenntnis.
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt: die Vorgaben für die Berechnung der Kanalgebühren
sind grundsätzlich mit denen des Vorjahres ident. Die Höhe der zumutbaren Benützungsgebühren
lag im Jahr 2025 bei € 5,11 pro m² und ist nun für 2026 mit € 5,29 vom Amt der Oö. Landesregierung
festgelegt. Auf Basis des vorjährigen Wasserverbrauches von 63.365 m³ wurde die vorliegende
Kalkulation berechnet und ist auch mit der Bezirkshauptmannschaft so vorabgestimmt.

Vbgm. Rudolf Waldenberger stellt die Verständnisfrage, ob dies so richtig sei, dass bei der gesamten
Abwasserbeseitigung ein Abang von € 800,-- vorliege. Bei Einnahmen von € 508.000,-- und
Ausgaben von € 508.800,-- liegt somit der Kostendeckungsgrad beinahe bei 100 %.
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erläutert: dies sei so richtig. Die Abwassermengen sind in den
letzten Jahren relativ konstant bei ~ 62.000 m³ und geringfügige Schwankungen wirken sich kaum
auf die Kalkulation aus. Im Zuge der Kalkulationen für 2026 ist der Aufsichtsbehörde auch schon die
gesamte Gebührenkalkulation vorzulegen, die über ein aufwendiges Programm abzuwickeln ist. In
den Gebühren sind auch die Grundgebühren eingerechnet, die bei der Entwicklung einen kleinen
Unsicherheitsfaktor darstellen.

GR DI (FH) Wolfgang Angleitner stellt fest, dass alle Gebühren um 3,5 % erhöht wurden außer die
Anschlussgebühren. Auch die Grundgebühren für unbebaute Grundstücke wurde mit diesem
Prozentsatz erhöht. Hier wäre vielleicht ein Ansatz möglich, um der Baulandhortung entgegen zu
wirken und diese Gebühren für unbebaute Grundstücke in einem höheren Ausmaß zu erhöhen.
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt, dass bei diesem Gebührenbereich jährlich rund €
1.800,-- eingenommen werden und somit ca. 7 Grundstücke davon betroffen sind. Grundsätzlich ist
es aber möglich, dass man hier eine Veränderung vornehmen könnte, jedoch hat es auf die gesamte
Einnahmensituation aber eine untergeordnete Bedeutung.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt der vorliegenden Verordnung Nr. 2 des Gemeinderates der
Gemeinde Geboltskirchen betreffend Kanalgebühren die Zustimmung zu erteilen.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

Aufgrund der Mitteilung der Geschäftsstelle des Reinhaltungsverbandes Oberes Trattnachtal vom
28. November 2025 sind Anpassungen (Index: +3,96 %) bei der Höhe der Aufwandsersätze gemäß
des nachstehenden Verordnungsentwurfes notwendig:

5. Indirekteinleiterverordnung
- Beschlussfassung der Änderungen
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ENTWURF:

V E R O R D N U N G

des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen vom 11. Dezember 2025 mit der die Verordnung
des Gemeinderates vom 17.12.2024 i.d.g.F. (Indirekteinleiterverordnung) abgeändert wird.

I.

Der § 5 AGB des Reinhaltungsverbandes Oberes Trattnachtal soll lauten:

HÖHE DER AUFWANDSERSÄTZE

Der Aufwandsersatz für die Indirekteinleitung von Abwasser beträgt:

 Pauschalgebühr Indirekteinleiter
für 1 Teilstrom................................................... € 1.290,30 inkl. USt.

 Pauschalgebühr Indirekteinleiter
für jeden weiteren Teilstrom....................... € 798,73 inkl. USt.

II.

INKRAFTTRETEN

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2026 in Kraft.

Der Bürgermeister:
angeschlagen am: 12.12.2025
abgenommen am: 30.12.2025 Friedrich Kirchsteiger

Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger erläutert den Sachverhalt hinsichtlich der Notwendigkeit der
Verordnungsanpassung bei der Höhe der Aufwandsersätze für die Indirekteinleitung von Abwasser.
Die Pauschalgebühren für Indirekteinleiter wurden von der Geschäftsstelle des
Reinhaltungsverbandes bekannt gegeben.

Vbgm. Rudolf Waldenberger stellt die Anfrage wie oft diese Gebühr zu entrichten ist bzw. wie
funktioniert dies bei einem auslaufenden Betrieb.
AL Herbert Bischof erklärt, dass der Aufwandsersatz beim Abschluss der Zustimmungserklärung zu
entrichten ist. Bei einer 15-jährigen Laufzeit ist die Pauschalabgabe dann eben einmal zu bezahlen.
Sollte der Inhaber einer Zustimmungserklärung seinen Betrieb einstellen, so läuft die
Indirekteinleiterverordnung aus und ist in der Folge dann nicht wieder zu beantragen bzw.
auszustellen.
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Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung zur vorliegenden Indirekteinleiterverordnung.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

Vom Amt der Oö. Landesregierung / Direktion Inneres und Kommunales wurde hinsichtlich der
Übertragung von Aufgaben der Informationszugangsgewährung (samt Veröffentlichungen) auf die
Bürgermeisterin bzw. den Bürgermeister (je § 32 Abs. 7 Z 2a, § 46 Abs. 3, § 47 Abs. 3a und § 51 Abs.
4 der Stadtstatute) folgendes bekannt gegeben:

Gemäß § 3 IFG ist jenes Organ zur Veröffentlichung von Informationen zuständig, das die
Information erstellt oder in Auftrag gegeben hat (Ursprungsprinzip).

Zuständig zur Gewährung des Zugangs zu Informationen ist jenes Organ, zu dessen Wirkungs- und
Geschäftsbereich die Information gehört.

Es sind daher jene Organe zur Veröffentlichung bzw. Informationszugangsgewährung hinsichtlich
jener Informationen zuständig, die vom jeweiligen Organ erstellt wurden oder die zum jeweiligen
Wirkungs- und Geschäftsbereich gehören.

Beim Gemeinderat handelt es sich um ein Kollegialorgan und darum müsste in jenen
Angelegenheiten, die dem Gemeinderat vorbehalten sind, in jedem einzelnen Fall ein Beschluss des
Gemeinderats gefasst werden. Teilweise werden diese Angelegenheiten monokratisch erledigt,
gewisse Angelegenheiten sind jedoch der kollegialen Beratung und Beschlussfassung vorbehalten.

Da die Fristen für die Informationszugangsgewährung nach dem IFG sehr kurz sind und ein
einheitlicher Vollzug gewährleistet werden soll, wird es dem Gemeinderat ermöglicht bzw.
empfohlen, seine Zuständigkeit zur Informationszugangsgewährung (samt Veröffentlichungen) auf
die Bürgermeisterin bzw. den Bürgermeister in Form einer Verordnung zu übertragen.

6. Übertragungsverordnung mit der die Zuständigkeit des Gemeinderates
betreffend Informationsfreiheitsgesetz auf den Bürgermeister übertragen wird
- Beschlussfassung
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Der Verordnungsentwurf stellt sich folgendermaßen dar:
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Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Sachverhalt bzw. die Notwendigkeit dieser
Übertragungsverordnung zur Kenntnis und ergänzt: im § 43 Abs. 4 ist geregelt, dass dem
Gemeinderat über eine Entscheidung nach dem IFG in der nächsten Sitzung zu berichten ist.
Nachdem dies per Gesetz sowieso schon geregelt ist, muss dieser Passus der Berichterstattung
nicht in die Verordnung aufgenommen werden.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt, der vorliegenden Übertragungsverordnung – mit der die
Zuständigkeit des Gemeinderates betreffend des Informationsfreiheitsgesetzes auf den
Bürgermeister übertragen wird – die Zustimmung zu erteilen.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

In der Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen vom 23. Oktober 2025 wurde „die
Aufnahme einer Zwischenfinanzierung für fas Projekt „Erweiterung und Adaptierung der KBBE
Gemeindekindergarten Geboltskirchen“ beschlossen und in der Folge zur aufsichtsbehördlichen
Genehmigung vorgelegt.

Mit Schreiben vom Amt der Oö. Landesregierung / Direktion Inneres und Kommunales / GZ: IKD-
2025-391592/3-SCA datiert mit 24.11.2025 wurde die Ablehnung der Genehmigung mitgeteilt und
wie folgt begründet:
„Das Darlehen wurde in den Rechenwerken nicht entsprechend budgetiert. Es scheint lediglich eine
Summe von 817.700 Euro im Nachweis der Investitionstätigkeit auf. Auch im Einzelnachweis über
Finanzschulden und Schuldendienst (Anlage 6c) ist die Darlehenssumme nicht entsprechend
vermerkt“.

Nach Abklärung mit dem zuständigen Bearbeiter wurde letztendlich vereinbart, dass die gerundete
Darlehenssumme von € 820.000,-- auf € 817.700,-- angepasst werden soll, damit die Genehmigung
erteilt werden kann.

Von der UniCredit Bank Austria AG wurde die abgeänderte Urkunde mit der Darlehenshöhe von €
817.700,-- bereits vorgelegt.

Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gremium hinsichtlich der Aufnahme eines
Zwischenfinanzierungsdarlehens für die Kindergartenerweiterung zur Kenntnis.

Er erfolgen keine Wortmeldungen.

7. Aufnahme eines Zwischenfinanzierungsdarlehens für das Projekt "Erweiterung
Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtung der Gemeinde Geboltskirchen"
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Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt das Zwischenfinanzierungsdarlehen in der Höhe von
€ 817.700,-- für die Erweiterung und Adaptierung der Kinderbildungs- und betreuungseinrichtung
Gemeindekindergarten Geboltskirchen an den Billigstbieter die UniCredit Bank Austria AG gemäß
der vorliegenden Darlehensurkunde zu vergeben.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

Die FPÖ-Gemeinderatsfraktion hat gemäß § 46 der Oö. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. die
Aufnahme des nachstehend erläuterten Tagesordnungspunktes beantragt:

8. Antrag der FPÖ-Fraktion auf Aufnahme des Tagesordnungspunktes
"Gegen das Mercosur-Abkommen und seine Ratifizierung auf EU-Ebene"
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Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat die von der FPÖ-Fraktion eingebrachte
Resolution zur Kenntnis.

GR Harald Frauscher erklärt zum eingebrachten Antrag folgendes:
Die wesentlichsten Punkte sind in der Resolution entsprechend ausformuliert und weisen darauf hin,
dass unsere Landwirte faire Wettbewerbsbedingungen und nicht Konkurrenz, die unter völlig
anderen Bedingungen und Regeln produzieren. Daher soll auch keine Ratifizierung des Abkommens
erfolgen, da sich Österreich für eine nachhaltige und regionale Produktion einsetzen soll. Die
Bevölkerung erwartet sich hierbei Unterstützung auf allen politischen Ebenen bis zur
Gemeindeebene.

Bgm. Friedrich Kirchsteiger merkt an, dass es zum Mercosurabkommen auch vom Präsidenten der
Landwirtschaftskammer OÖ Franz Waldenberger diverse kritische bzw. ablehnende Aussagen gibt.

GR Alejandro Lässer führt aus: dieses Thema ist nicht für die Gemeindeebene geeignet, denn es hat
geopolitische Relevanz und die wenigsten verfügen hier über das nötige Wissen. Bei den
Begründungen der Resolution könnte man meinen, dass diese bei Greenpeace herausgeschrieben
wurden und von Regenwaldabholzung handelt und nicht um Sojaimport. Da wir aber wissen, dass
die FPÖ gegen jegliche Umweltschutzprogramme ist und sich gegen den Greendeal ausspricht,
besteht hier ein Widerspruch. Wenn man über nachhaltige Landwirtschaft spricht, muss man wissen,
dass die EU im Jahr 15 Mio. Tonnen Soja in Brasilien kauft und in der Milch- und Fleischproduktion
verwendet wird. Unsere Produktionsform baut somit auf Regenwaldabholzung auf. Somit stellt sich
für ihn die Frage an die FPÖ ob sie gegen dieses Geschäftsmodell ist, dass wir billiges Eiweiß kaufen
und so günstiges Fleisch produzieren und die Überschüsse dann nach China oder Afrika verkaufen
und dort die Marktpreise negativ beeinflussen. Sind sie dafür, dass diese Sojaimporte abgestellt
werden.
GR Harald Frauscher antwortet auf die Frage: es handelt sich heute nicht um eine Fragestunde und
er ist auch nicht der Landwirtschafts- oder Gesundheitssprecher. Die FPÖ-Fraktion hat eine
Resolution eingereicht und ein kleiner Teil beschäftigt sich auch mit der Abholzung des
Regenwaldes. Wenn er aus parteipolitischen Überlegungen nicht mitstimmen kann ist das die
persönliche Freiheit und alle anderen Themen sind in der Resolution ausgeführt.
GR Alejandro Lässer entgegnet: wenn man einen derartigen Antrag einbringt, muss man sich schon
auskennen und wissen worum es geht.

Vbgm. Rudolf Waldenberger erklärt: er sei grundsätzlich auch gegen das Abkommen und habe
sich aufgrund des Antrages auch mit dem Thema beschäftigt, da er nicht über das vertiefte Wissen
darüber verfüge. Er schwankt stark zwischen Enthaltung oder Zustimmung, da es ein Thema auf
ist das auf EU- oder Landesebene behandelt werden soll. Resolutionen wurden in der
Vergangenheit immer wieder eingebracht, jedoch die Wirkung ist in Frage zu stellen. Der
Schwerpunkt im Gemeinderat liegt in der Behandlung örtlicher Themen.

GR Rudolf Haginger stimmt dem zu, dass extrem viel Soja importiert wird. Aber es geht nicht nur
um Soja sondern auch um die Produktion von Lebensmitteln, die unter ganz anderen
Rahmenbedingungen produziert werden und somit auch qualitativ schlechter sind als die bei uns
erzeugten. Von Seiten der Bundesregierung gibt es zwar einen ablehnenden Beschluss, aber er
zweifelt daran ob letztendlich dieser auch hält. Deswegen unterstützt er die eingebrachte
Resolution.

GR Isabel Burgstaller-Schoberleitner regt an diese Resolution doch zu unterstützen, um zum
Ausdruck zu bringen, dass wir diese globalisierte Lebensmittelproduktion nicht wollen und auf die
heimische Erzeugung setzen.
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Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger stellt den Antrag, gemäß der eingebrachten Resolution „Gegen das
Mercosur-Abkommen und seine Ratifizierung auf EU-Ebene“ der FPÖ-Fraktion die Zustimmung zu
erteilen.

Beschluss:

Dem Antrag wird mehrheitlich mittels Handzeichen zugestimmt.

Zustimmungen: 16
Ablehnung: 1 / Alejandro Lässer
Enthaltungen: 2 / DI (FH) Wolfgang Angleitner, Mag. Peter Kirchsteiger (Enthaltungen sind gemäß
§ 51 Abs. 2 Oö. GemO als Verneinung zu bewerten)

Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger informiert darüber, dass am 29. Jänner 2026 ein kostenloser
Digitalworkshop im Sitzungssaal des Gemeindeamtes abgehalten wird. Die Ausschreibung erfolgt
noch über die Gemeindezeitung.

GR Jürgen Klinglhuber berichtet, dass am 28. Jänner 2026 ein Infoabend zum Thema Sanierung,
Heizungstausch & Geräte-Retter-Prämie vom Umweltausschuss veranstaltet wird. Weiters ist
bereits die Flurreinigungsaktion für 14.03.2026 fixiert. Bei Schlechtwetter wird die Aktion am
Ersatztermin 21.03.2026 durchgeführt.

Der Bürgermeister berichtet weiters: der Tourismusverband Vitaltwelt ist nun Teil der neuen
Tourismusdestination Quellen-Region. Die Tourismusregionen wurden in Oberösterreich neu
strukturiert und von 19 auf 7 zusammengeführt. Obmann dieser neuen Region ist der bisherige
Obmann des TV Vitalwelt Manfred Stroißmüller, der nun ~ 60 Gemeinden angehören. Die bisherigen
vier Geschäftsführer werden in der neuen Region integriert, wobei Mag. Philipp Haas zum
Geschäftsführer bestellt wurde. Das Hauptbüro der Quellen-Region wird in Bad Schallerbach seinen
Sitz haben.

9. Allfälliges - Anfragen - Anregungen
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Genehmigung der Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die
letzte Sitzung vom 23.10.2025 wurden keine Einwendungen erhoben.

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht
mehr vorliegen schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:45 Uhr.

__________________________________ __________________________________
(Vorsitzender) (Schriftführer)

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsabschrift in
der Sitzung vom _____________________ keine Einwendungen erhoben wurden, über die
erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde und diese
Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.

Geboltskirchen, am ____________________

____________________________________
(Vorsitzender)

____________________________________ _________________________________
(Gemeinderat ÖVP) (Gemeinderat SPÖ)

____________________________________ _________________________________
(Gemeinderat FPÖ) (Gemeinderat GRÜNE)


